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Frau
Bundesminister Dr. Claudia Schmied
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur (BMBWK/BMUK)

Minoritenplatz 5
A-1014 Wien

Wien, 23. Jänner 2007

Betreff: Auskunft zu Bildungsdokumentation und edu.card

Sehr geehrte Frau Bundesminister Doktor Schmied!

Als Obmann des Vereins "ARGE DATEN - Österreichische Gesellschaft für
Datenschutz" bin ich laufend mit Anfragen besorgter Eltern, Schüler und Direktoren
betreffend der Bildungsdokumentation (BilDok) und edu.card konfrontiert. In diesem
Zusammenhang ersuche ich Sie um die Beantwortung einiger einfacher Fragen.

Themenkreis Bildungsdokumentation 

Die Bildungsdokumentation wurde vor einigen Jahren von Ihrer Vorgängerin
geschaffen. Dabei handelt es sich um die mehr als 60jährige personenbezogene
Speicherung von Schuldetails, unter anderem von Klassenwiederholungen,
Wiederholungsprüfungen, verwendeter Umgangssprache, Besuch des
Religions/Ethik-Unterrichts, Schulverweise, Inanspruchnahme von
Nachmittagsbetreuung, zusätzlicher Förderunterricht usw.

Wäre diese Datensammlung schon in den 60er- und 70er-Jahren eingeführt
worden, dann könnte man mit Hilfe Ihrer Sozialversicherungsnummer unter
anderem feststellen, ob Sie persönlich ein- oder mehrmals die Woche die
Nachmittagsbetreuung in Ihrer Volksschule konsumiert hatten und welche Schuljahre
Sie mit Nichtgenügend abgeschlossen haben.

Datenaufzeichnungen, die über einen derartig langen Zeitraum gehen (länger als
etwa die Aufbewahrungspflicht von Gesundheitsunterlagen!) widersprechen dem
Gebot der Angemessenheit und verletzen somit das Grundrecht auf Datenschutz,
das mit §1 DSG 2000 im Verfassungsrang steht.

Nun mag es sinnvoll sein einzelne Kennzahlen für Planungszwecke auch über einen
längeren Zeitraum zu sammeln. Selbst in der Wirtschaft werden jedoch Jahresdetails
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regelmäßig und rasch in Jahresbilanzen aggregiert und zusammengeführt und es ist
auch die Aufbewahrungspflicht mit 7 bzw. 12 Jahren sinnvoll begrenzt. Kein
vernünftiger Unternehmensverantwortlicher wird sich mit Einzeldaten und
Einzelereignissen beschäftigen die 20, 30 Jahre oder länger zurückliegen.

Es ist auch der Bildungspolitik zuzumuten, dass sie sich zeitgerecht über sinnvolle
Kennzahlen Gedanken macht und diese jährlich in statistischer Form erhebt.

Selbst auf EU-Ebene werden bloß statistische Kennzahlen verlangt und keine
jahrzehntelange Bevorratung von persönlichen Daten.

Ich ersuche Sie daher zur Bildungsdokumenation um die Beantwortung folgender
Fragen:
- Welche bildungspolitischen Ziele verfolgen Sie als verantwortliche

Unterrichtsministerin mit der mehr als sechzigjährigen personenbezogenen
Speicherung von Schuldetails?

- Welche Kosten sind bisher bei der Erhebung, Speicherung und Verwertung der
Daten angefallen? Geben Sie bitte auch die Anschaffungskosten für das
entsprechende EDV-System (u.a. dem Datenbanksystem) und die jährlichen
Betriebs- und Erhebungskosten an.

- Eine Reihe besorgter Schüler, Eltern, aber auch Schulleiter weigern sich die
Sozialversicherungsnummer, die als Schlüssel für die personenbezogene
Speicherung dieser Schuldaten verwendet wird, bekannt zu geben bzw. weiter zu
leiten. Einige dieser Menschen sind nun mit Strafverfahren konfrontiert. Halten Sie
es als ein bildungspolitisch wünschenswertes Ziel, Menschen die sich für die
Erhaltung ihrer Grund-und Bürgerrechte einsetzen mittels Verwaltungsstrafen zu
disziplinieren?

- Werden Sie die aufwändige Evidenzhaltung dieser Daten über viele Jahrzehnte
wie Ihre Vorgängerin mit derselben Vehemenz verfolgen oder werden Sie sich für
eine Reduktion der Datensammlung auf ein grundrechtlich angemessenes Maß
einsetzen? In welcher Form werden Sie sich für eine Beschränkung auf das
notwendige Datenmaß einsetzen?

Themenkreis edu.card 

Seit etwa fünf Jahren wird an verschiedenen Versuchsschulen, unter anderem an der
HTL Spengergasse/Wien und HTL Weiz das Chipkartenprojekt "edu.card" betrieben.
Dieses Projekt, das enorme Kosten an technischer Infrastruktur bedeutet, führt zu
einer wesentlichen Veränderung der schulinternen Organisation. Tätigkeiten, die
bisher ausschließlich im sachlich notwendigen Ausmaß dokumentiert wurden,
werden nun zentral erfasst und aufgezeichnet (Nutzung von Schuleinrichtungen,
Kopieren, Zugang zu bestimmten Räumlichkeiten, ...). Die Schüler sind somit einer
zusätzlichen und vermeidbaren Überwachung ausgesetzt.

Schule, die zumindest in der Vergangenheit auch Freiraum und Bildungsraum (auch
im Sinne der Persönlichkeitsbildung) war, wird durch ein derartiges Projekt zu einer
Übungsstube für Hochsicherheitsgefängnisse und -anlagen.
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Zu Einrichtungen, die technisch zur Überwachung geeignet sind und bei den
Betroffenen das subjektive Gefühl der Überwachung hervorrufen, hat sich der OGH
schon mehrfach geäußert und festgestellt, dass sie die Menschenwürde berühren
und technische Überwachungsmaßnahmen einen "Überwachungsdruck" erzeugen.

Ich ersuche Sie daher im Zusammenhang mit dem edu.card-Projekt um die
Beantwortung folgender Fragen:
- Welche Kosten hat das Projekt bisher verursacht? Wer hat diese Kosten bisher

getragen?
- Welche Personen und Organisationen, abgesehen vom Unterrichtsministerium

und den beteiligten Schulen, sind am Projekt beteiligt (als Sponsoren, Lieferanten,
Berater, ...)?

- Ist an eine Weiterführung dieser Form der Schülerüberwachung während Ihrer
Tätigkeitsperiode gedacht? Ist an eine flächendeckende Einführung gedacht?
Wenn ja, wann sollte diese erfolgen?

- Welche Dienste und Leistungen sollen in Zukunft mit dieser edu.card abgerechnet
bzw. in Anspruch genommen werden können?

- Gibt es zum Projekt ein funktionierendes Störungs- und Fehlermanagement mit
Aufzeichnungen, welche Störungen und Fehler vorkamen? Wenn ja, welche
Störungen wurden in den letzten Jahren protokolliert, wie wurden Sie behoben,
welche Auswirkungen hatten sie auf den Schulunterricht?

- Wenn es kein Störungsmanagement mit aussagekräftigen Unterlagen gibt,
warum nicht?

- Halten Sie es für ein sinnvolles bildungspolitisches Ziel, Schüler schon so früh als
möglich an Überwachung zu gewöhnen, ihnen unauffälliges und angepasstes
Verhalten beizubringen?

- Wie ist es mit den Richtlinien zur edu.card
(http://www.bmbwk.gv.at/medienpool/12794/richtlinien_11.pdf), in der unter §7
Datenschutz ausdrücklich die Verpflichtung zum offenen Tragen der edu.card
ausgeschlossen wird, vereinbar, wenn in Schulen wie der HTL Spenglergasse das
offene Tragen der Karte verpflichtend eingeführt wird?

Ich wäre Ihnen bezüglich einer inhaltlichen Beantwortung der Fragen sehr
verbunden und darf auch auf die im APG vorgesehene Antwortfrist hinweisen.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Dr. Hans G. Zeger
Obmann
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	Text1: Die in den wesentlichen Punkten nichtssagende Antwort des Unterrichtsministeriums. Besonders problematisch ist die Geheimniskrämerei um die sog. edu.card.


